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11. Der Flirt mit der Zivilgesellschaft 
Im Nationalstaat kreist die Politik um zwei Pole, den 
Markt und die Regierung. Im Unterschied dazu ope-
riert die EU-Politik zwischen drei Knoten: Wirtschaft, 
Regierung und Zivilgesellschaft. Der Übergang von 
zwei zu drei Sektoren stellt einen radikalen Entwick-
lungssprung m der Evolution des politischen Lebens 
dar und trägt entscheidend dazu bei, wie wir die Zu-
kunft organisieren. Die Politik der zwei Sektoren 
machte die Vision der Aufklärung möglich, die der 
drei den Europäischen Traum realisierbar. 

Der vergessene Sektor 
Der Zivilsektor ist der gesellschaftliche Bereich zwi-
schen dem Markt und der Regierung. Er setzt sich aus 
all den Aktivitäten zusammen, die das kulturelle Le-
ben der Individuen und ihrer Gemeinden ausmachen. 
Er umfasst auch religiöse Einrichtungen, die Künste, 
Bildung und Gesundheit, Sport, Freizeitvergnügen, 
Engagement für Soziales, die Umwelt und die Nach-
barschaft sowie anderes, was dazu dient, Gemein-
schaft zu stiften und den sozialen Zusammenhalt zu 
fördern. Die Zivilgesellschaft ist das Forum für die 
Reproduktion der Kultur in allen ihren Formen. Hier 
können Menschen sich frei entfalten, um soziales Ka-
pital zu schaffen und Verhaltensnormen durchzuset-
zen. Die Kultur wird von intrinsischen Werten be-
herrscht, und die Zivilgesellschaft ist der älteste Sek-
tor. 

Trotz seiner Bedeutung für die Gesellschaft wurde 
dieser Sektor in der Moderne zunehmend von den 
Kräften des Marktes und des Nationalstaats marginali-
siert. Vor allem die Wirtschaft sieht im Markt die 
Hauptinstitution zur Regelung menschlicher Angele-
genheiten. Kapitalistische wie sozialistische Theoreti-
ker argumentieren, dass menschliches Verhalten im 
Grunde materialistisch und utilitaristisch sei und dass 
moralische Werte und kulturelle Normen einer Kultur 
sich oft von ihrer wirtschaftlichen Ausrichtung ablei-
ten - oder um es mit Madonna zu sagen: »We are li-
ving in a material world, and I am a material girl...« 

Die Wurzeln der materialistischen Philosophie ge-
hen auf die frühen Aufklärer zurück. Wie in Kapitel 4 
ausgeführt, griffen sie die auf dem Glauben basierende 
Weltsicht der Kirche an. Einige von ihnen sahen sich 
zwar noch unter einer höheren göttlichen Autorität, 
doch größtenteils stellten sie die Vernunft über den 
Glauben und legten ebenso viel Hoffnung in den mate-
riellen Fortschritt und die Vision eines irdischen Füll-
horns wie aufs ewige Heil. Den Markt hielten sie für 

den Urquell des menschlichen Geistes und die Kultur 
für seinen Nutznießer. Sie stellten die Arbeit über das 
Spiel und ersetzten intrinsische Werte durch utilitaris-
tische. 

Das Problem mit der materialistischen Ansicht, dass 
der Markt die entscheidende soziale Institution sei, ist, 
dass sie nicht mit der Geschichte der menschlichen 
Entwicklung übereinstimmt. Ich kenne kein einziges 
Beispiel, bei dem Menschen zunächst Märkte und 
Handel etabliert und dann später eine kulturelle Identi-
tät ausgebildet hätten. Auch gibt es keine Beispiele 
dafür, dass Menschen zuerst gemeinsam eine Re-
gierung schufen und erst später eine Kultur. Als Erstes 
bilden Menschen eine gemeinsame Sprache aus. Dann 
erzählen sie sich Geschichten über sich. Sie ritualisie-
ren ihre Ursprünge und malen sich ihre gemeinsame 
Bestimmung aus. Sie entwickeln Verhaltensmaßregeln 
und knüpfen Vertrauensbande - was wir heute Sozial-
kapital nennen - und entwickeln sozialen Zusammen-
halt. Anders gesagt, in spielerischer Entfaltung etablie-
ren sie ihre gemeinsame Identität. Erst wenn ihr Zu-
sammenhalt und ihre Solidarität gut ausgebildet sind, 
schaffen sie Märkte, beginnen sie zu handeln und 
regulieren mittels Regierungen ihre Aktivitäten. Selbst 
als zu Beginn der Neuzeit die bürgerliche Klasse einen 
imaginären Nationalismus schuf, um zuvor disparate 
Gemeinschaften zur neuen politischen Konfiguration 
des Nationalstaats zusammenzuschweißen, musste sie 
weit in die Vergangenheit zurückgehen und aus den 
verschiedenen lokalen Kulturtraditionen die Bausteine 
für einen neuen Einheitsmythos zum nationalen Ur-
sprung zusammensuchen. 

Auch die Einführung neuer Technologien hängt zu 
großen Teilen vom kulturellen Bewusstsein ab. Bei-
spielsweise benutzten seit 1831 die Europäer das 
Chloroform als Anästhetikum. Jahrhunderte zuvor 
hatten die Chinesen die Akupunktur erfunden und 
diese zur Betäubung benutzt. Warum entdeckten die 
Europäer nicht die Akupunktur und die Chinesen nicht 
das Chloroform? Weil die europäischen und chinesi-
schen Vorstellung von Raum, Zeit und Realität so 
äußerst verschieden waren. 

Die chinesische Kultur mit ihrem ganzheitlichen 
Denken, der Komplementarität der Gegensätze und 
der Harmonie mit der Natur ist dazu prädisponiert, 
etwas wie Akupunktur zu erfinden. Der eher reduktio-
nistische, analytische und leidenschaftslose europäi-
sche Geist ist dazu prädisponiert, etwas wie Chloro-
form zu entdecken. Das soll nicht heißen, dass das 
kulturelle Bewusstsein starr bestimmte technologische 
Fortschritte determiniert, sondern nur, dass es den 



Geist dazu bringt, die Welt auf bestimmte Weise zu 
sehen, und daher zu neuen Entdeckungen führt, die 
mit der mentalen Wahrnehmung des Seins konform 
gehen. 

Das kulturelle Bewusstsein ist natürlich auch nicht 
statisch. Neue Entdeckungen und Erfindungen modifi-
zieren ständig das räumliche und zeitliche Bewusst-
sein, und sie können zu kulturellen Paradigmen-
wechseln führen und auch zu fundamentalen Verände-
rungen in den wirtschaftlichen und politischen Arran-
gements. Ich würde aber meinen, dass im Verlauf der 
Geschichte die Wahrnehmung der Realität damit be-
ginnt, dass Menschen eine Geschichte über sich selbst 
und die Welt erfinden und dass diese Geschichte den 
Grundakkord - die kulturelle DNS sozusagen - für alle 
evolutionären Weiterentwicklungen darstellt. 

Entscheidend ist, dass die Kultur keine Ausweitung 
des Markts oder der Regierung ist und niemals war. 
Vielmehr sind Märkte und Regierungen Ableger der 
Kultur. Es sind sekundäre, nicht primäre Institutionen. 
Sie existieren Dank der Kulturen, die sie sich schaffen. 
Jean Monnet spürte das, als er Ende der sechziger 
Jahre sagte: »Wenn der Bau Europas noch einmal von 
vorn begonnen werden musste, wäre es besser, mit der 
Kultur anzufangen.«1 

Nach einer langen Periode der Kolonisierung durch 
den Markt und den Nationalstaat drängt die Zivilge-
sellschaft - samt der sie prägenden kulturellen Kräfte - 
darauf, ihre zentrale Rolle im öffentlichen Leben wie-
derherzustellen. Und wie bei allen Befreiungsbewe-
gungen ist eine Grundvoraussetzung für das Wiederer-
langen einer Vormachtstellung, den Sprachgebrauch 
auszumerzen, der ihre Stellung definierte. Ihre Be-
fürworter beklagen, dass die Zivilgesellschaft eben 
nicht »der dritte Sektor« sei, wie viele Akademiker 
behaupten, sondern der erste. Genauso macht die Ka-
tegorisierung von zivilgesellschaftlichen Gruppen als 
»Non-Profit-Organisationen« oder »Nichtregierungs-
organisationen« sie unbedeutender oder bloß zu Schat-
ten von wirtschaftlichen und Regierungsinstitutionen. 
Eine neue Aktivistengeneration bezeichnet ihre Insti-
tutionen lieber als Civil Society Organizations 
(CSOs). Und ihre Aktivitäten definieren sie als Dienst-
leistung und nicht als freiwillige Arbeit, um deren 
Bedeutung für das kulturelle Leben zu unterstreichen. 

Die Reichweite der Zivilgesellschaft ist beeindru-
ckend. Einer vom Johns Hopkins Comparative Non-
Profit Sector Project in 22 Ländern durchgeführten 
Untersuchung zufolge ist die Zivilgesellschaft ein Sek-
tor von 1,1 Billionen Dollar und beschäftigt über 19 
Millionen bezahlte Vollzeitmitarbeiter. Die »Non-
Profit«-Ausgaben in diesen Ländern belaufen sich auf 
durchschnittlich 4,6 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts, die Non-Profit-Beschäftigung entspricht 5 Pro-
zent aller Arbeitsplätze außerhalb der Landwirtschaft, 
10 Prozent aller Dienstleistungen und 27 Prozent aller 
öffentlichen Arbeitsplätze.2 

In mehreren europäischen Nationen liegt das Be-
schäftigungsniveau des Non-Profit-Sektors inzwischen 
über dem der Vereinigten Staaten. In den Niederlan-

den arbeiten 12,6 Prozent aller Lohnabhängigen im 
Non-Profit-Sektor, in Irland 11,5 Prozent und in Bel-
gien 10,5 Prozent; in Großbritannien sind es 6,2 Pro-
zent aller Beschäftigten, in Frankreich und Deutsch-
land 4,9 Prozent; in Italien gibt es momentan über 220 
000 Non-Profit-Organisationen, und über 630000 
Menschen arbeiten Vollzeit im Non-Profit-Sektor.3 

Die Beschäftigungszahlen im Non-Profit-Sektor 
haben in Europa in den neunziger Jahren stärker zuge-
nommen als in jeder anderen Weltregion; in Frank-
reich, Deutschland, den Niederlanden und Großbritan-
nien lag der Zuwachs bei 24 Prozent.4 Das entsprach 
40 Prozent des gesamten Beschäftigungszuwachses 
oder 3,8 Millionen Jobs.5 

Interessant ist, dass in den zehn europäischen Län-
dern, für die Daten vorliegen, die Einnahmen für 
Dienstleistungen und Produkte in den Jahren 1990 bis 
1995 ein Drittel bis die Hälfte allen Einkommens im 
Non-Profit-Sektor ausmachten. Weltweit - für 22 Län-
der liegen Daten vor - stammen 49 Prozent aller Non-
Profit-Einnahmen aus Dienstleistungen und Produk-
ten. In den USA beläuft sich dieser Anteil sogar auf 57 
Prozent.6 Der Anteil von Privatspenden und von För-
dermitteln aus dem öffentlichen Sektor ist jedoch in 
vielen Ländern zurückgegangen -was den langgeheg-
ten Mythos Lügen straft, das Überleben des Non-
Profit-Sektors sei so gut wie vollständig von Regie-
rungsausgaben oder privaten Zuwendungen abhängig. 

Dienst an der Gemeinschaft ist etwas ganz anderes 
als die Arbeit auf dem Markt. Man leistet seinen Bei-
trag, um das Sozialkapital der Gemeinschaft voranzu-
bringen. Die Aktivitäten haben oft zwar auch wirt-
schaftliche Konsequenzen, diese sind aber gegenüber 
dem sozialen Austausch sekundär. Ziel sind das Ge-
meinwohl und der soziale Zusammenhalt, nicht die 
Akkumulation von Reichtum. 

Laut Adam Smiths Definition von Marktkapitalis-
mus kommt das Gemeinwohl dadurch voran, dass 
jeder seinen Eigeninteressen folgt. Die Zivilgesell-
schaft geht vom genauen Gegenteil aus: Indem jeder 
Einzelne für andere da ist und damit das höherwertige 
Gemeinwohl optimiert, wird auch sein eigenes Wohl-
ergehen gefördert. 

In der globalisierten Wirtschaft mit ihren entperso-
nalisierten Marktkräften ist die Zivilgesellschaft zu 
einem wichtigen sozialen Rückzugsgebiet geworden. 
Hier können Menschen Intimität und Vertrauen her-
stellen, gemeinsame Ziele und eine kollektive Identität 
entwickeln. Die Zivilgesellschaft ist das Gegengift zu 
einer Welt, die sich zunehmend rein kommerziell 
definiert. 

In den letzten Jahren sind überall auf der Welt zi-
vilgesellschaftliche Organisationen geradezu aus dem 
Boden geschossen. Größtenteils sind sie eine Reaktion 
auf die neue globalisierte Wirtschaft, deren Markt-
kräfte für lokale Gemeinschaften weit entrückt und 
weniger berechenbar sind, und in der Regierungen zu 
klein geworden sind, um grenzüberschreitende Prob-
leme wie globale Erwärmung, illegale Immigration, 
Computerviren und Terrorismus anzugehen, gleichzei-



tig aber zu groß, um die Bedürfnisse lokaler Nachbar-
schaften und Gemeinden zu befriedigen. Zivilgesell-
schaftliche Organisationen ermächtigen Personen, 
diejenigen ihrer Interessen zu vertreten, deren sich 
Unternehmen und Regierungen eher nicht annehmen. 
Zivilgesellschaftliche Aktivisten argumentieren, dass 
das übersteigerte Vertrauen auf einen deregulierten, 
globalen Markt zu ungehemmter kapitalistischer Gier 
und Ausbeutung geführt hat, während gleichzeitig die 
traditionelle Rolle von Regierungen als Umverteiler 
von Reichtum und sozialer Dienstleister reduziert 
wurde. Die Autoren der Johns-Hopkins-Untersuchung 
über die drastische Zunahme zivilgesellschaftlicher 
Institutionen kommen zu dem Schluss, dass deren 
Erfolg von ihrer Fähigkeit abhängt, das Vakuum zu 
füllen, das Markt und Regierung durch ihr Versagen 
erzeugt haben. 

CSOs sind flexibler als Regierungen und boden-
ständiger als Unternehmen. Das Motto der Zivilgesell-
schaft lautet: »Global denken und lokal handeln.« 
CSOs organisieren sich oft über nationale Grenzen 
hinweg und vertreten zugleich die Interessen lokaler 
Gemeinschaften. Sie können transnational und global, 
zugleich aber auch kommunal und lokal sein, was sie 
zu den idealen sozialen Sachwaltern einer Fülle von 
Aufgaben macht, vor der die Bevölkerung einer dich-
teren und stärker verknüpften Welt steht. 

Raum für einen neuen politischen Partner 
In jedem Land und auch auf globaler Ebene, etwa bei 
den Vereinten Nationen, der Weltbank, dem IWF und 
der Welthandelsorganisation, drängen CSOs auf mehr 
Mitsprache. Wo sie gewährt wurde, haben sie jedoch 
meist nur eine oberflächliche und beratende Funktion. 
Die EU ist die erste Regierungsorganisation, die for-
mell CSOs als vollwertige Partner in öffentlichen 
Politiknetzwerken anerkannte. Der EU gilt die Zivil-
gesellschaft als »dritte Komponente« ihres Regie-
rungssystems mit einer »Mittlerfunktion zwischen 
Staat, Markt und Bürgerschaft«.7 Man begreift immer 
mehr, dass der Erfolg der EU als eine neue Art regula-
tiver Staat größtenteils von der Effizienz abhängt, mit 
der Organisationen der Zivilgesellschaft reale Wähler-
schaften repräsentieren, deren Interessen von lokaler, 
regionaler, nationaler und sogar EU-weiter Bedeutung 
sind. CSOs bringen wirkliche »partizipatorische De-
mokratie« in den Regierungsprozess ein, was sie zu 
wichtigen Mitspielern bei diesem neuen politischen 
Experiment macht. Ohne deren aktive und umfassende 
Beteiligung, das weiß die EU, wird sie wahrscheinlich 
scheitern. Der Europäische Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss (EWSA) stellte fest: »Eine der wichtigsten 
Herausforderungen für die Governance der Eu-
ropäischen Union ist, die effiziente Mitwirkung der 
organisierten Zivilgesellschaft sicherzustellen.«8 

Romano Prodi, Präsident der Europäischen Kom-
mission, unterstrich die Bedeutung der neuen politi-
schen Partnerschaft, in der »EU-Institutionen, nationa-
le Regierungen, regionale und lokaler Autoritäten und 

die Zivilgesellschaft... auf neue Weise [interagieren]: 
Sie beraten miteinander ein ganzes Spektrum von 
Themen, gestalten, implementieren und überwachen 
ihre Politik gemeinsam.«9 Präsident Prodi nennt das 
das »Netzwerk Europa«.10 

Obwohl CSOs in der offiziellen Politik formell 
noch immer wenig vertreten sind, ist es von großer 
historischer Bedeutung, dass die EU die Partnerschaft 
dreier Sektoren anerkennt. Der Nationalstaat war, wie 
gesagt, von Anfang an ein Handlanger der Wirt-
schaftsinteressen. Seine Aufgabe war, das Privateigen-
tum zu schützen und Bedingungen zu schaffen, die die 
geografische Ausweitung von Marktkräften begünstig-
ten. Die Politik der zwei Sektoren Wirtschaft und 
Regierung drückte der gesamten Moderne ihren Stem-
pel auf. 

Da die Wirtschaftskräfte jetzt die nationalen Gren-
zen gesprengt haben und global agieren, hängt der 
Schutz ihrer Eigentumsinteressen viel weniger von 
Nationalstaaten ab. Vielmehr können globale Unter-
nehmen jetzt Staaten gegeneinander ausspielen - in-
dem sie drohen, woanders hinzugehen, wenn sie ihre 
Interessen nicht gewahrt sehen -, sie zu Geiseln ma-
chen und sie zunehmend ihrem kommerziellen Nutzen 
dienstbar machen. Und wenn Staaten sich nicht an den 
globalen Wirtschaftsinteressen ausrichten, dann kön-
nen Regulierungsbehörden wie der IWF, die Weltbank 
und die WTO mittels Sanktionen ihr Wohlverhalten 
erzwingen. 

Die Entkoppelung von Wirtschaft und Staat hat 
Letzteren Macht gekostet. Dass die EU die Zivilge-
sellschaft umgarnt, ist ein Versuch, sich in der Ära der 
Weltwirtschaft politischen Einfluss zu sichern. Indem 
die Nationalstaaten von der ihnen verbliebenen Souve-
ränität einiges aufgeben und ihre Interessen zusammen 
mit denen zivilgesellschaftlicher Organisationen in 
einen Pool einbringen, sichern sie sich kollektiv ein 
größeres geografisches Spielfeld und damit eine besse-
re Ausgangsposition für Verhandlungen mit globalen 
Wirtschaftsinstitutionen, deren Ein-lluss über die Na-
tionalstaaten hinaus den ganzen Globus umspannt. 

Die gemeinsame Basis der universellen Men-
schenrechte und lokaler kultureller Identitäten 
Der bemerkenswerteste politische Wandel der letzten 
drei Dekaden war die wachsende Teilnahme des zivil-
gesellschaftlichen Sektors am politischen Prozess. In 
der Zivilgesellschaft gibt es drei Hauptströmungen: 
erstens all die Organisationen und Aktivitäten im Zu-
sammenhang mit Religion, Bildung, Kunst, sozialen 
Dienstleistungen, Nachbarschaftshilfe und Freizeit, 
Sport und Spiel; größtenteils sind diese Aktivitäten auf 
das eigene Land beschränkt und nicht sonderlich poli-
tisch. Zweitens gibt es die Bürgerrechtsorganisationen, 
die schon eher politische Ziele verfolgen und deren 
Aktivität häufig über Nationalgrenzen hinaus auf uni-
verselle Belange gerichtet ist. Drittes sind da die vie-
len Organisationen, die sich der Interessen lokaler 
Kulturen und ethnischer Subgrup-pen annehmen; sie 



wollen deren Traditionen, Rituale und Werte beibe-
halten und vertreten sowohl im eigenen Land wie auch 
international deren Gruppeninteressen. 

Bewegungen für Bürgerrechte, Umwelt, die Rechte 
der Frau, die Menschenrechte, die Armen, den Frie-
den, die Behinderten, die Homosexuellen, die Tier-
rechte, die Verbraucherrechte und die Anti-Eugenik-
Bewegung haben die politische Landschaft völlig 
umgestaltet. Sie haben eine universelle Vision. Ihre 
Ziele sind global. Sie streben einen menschlichen 
Bewusstseinswandel an: eine neue Sensibilität für die 
Rechte aller Wesen und die Unteilbarkeit des Lebens 
auf der Erde. Die EU ist zu dem Forum geworden, auf 
dem diese Bewegungen sich inner- wie außerhalb des 
politischen Rahmens Gehör verschaffen. 

Die neuen, politisch aktiven transnationalen CSOs 
waren nicht die Ersten, die auf internationalem Parkett 
die Domäne der Nationalstaaten durchbrachen. Eine 
frühere Form von technisch und professionell orien-
tierten internationalen Nichtregierungsorganisationen 
bereitete ihnen den Weg. Das International Bureau of 
Weights and Standards, die International Union for the 
Protection of Literary and Artistic Works, das Interna-
tional Bureau of Commercial Statistics, das Internati-
onal Labor Office, das International Institute of Agri-
culture und die International Association of Seismolo-
gy gehören zu den Tausenden von internationalen 
Nichtregierungsorganisationen (INGOs), die zwischen 
1900 und 1970 entstanden.11 

Wie ihre Bürgerrechts-Nachfolger, die mit der Stu-
dentenbewegung Ende der sechziger Jahre aufkamen, 
basierten die älteren INGOs auf individueller Beteili-
gung, freiwilligem Zusammenschluss und demokrati-
schen Praktiken. Ihr Ziel war, auf ihrem jeweiligen 
Betätigungsfeld universelle Standards durchzusetzen. 
Sie versuchten, politisches und wirtschaftliches Ver-
halten dahingehend zu beeinflussen, dass in beiden 
Sektoren ihre Standards übernommen wurden. Sie 
stellten eine dritte Kraft der, deren Einfluss sich größ-
tenteils auf professionelles oder technisches Fachwis-
sen und rationale Verhaltensnormen gründete. 

Die neuen bürgerrechtlichen transnationalen Bewe-
gungen wollen ebenfalls universelle Verhaltensnor-
men durchsetzen, aber nicht in technischer oder pro-
fessioneller Hinsicht, sondern in allgemein mensch-
licher. Ihre Legitimität gründet sich nicht auf Fachwis-
sen, sondern auf eine tief empfundene Mitmenschlich-
keit. Sie appellieren an Empathie, nicht an rationales 
Kalkül. Sie setzen auf intrinsische, nicht utilitaristi-
sche Werte. Ihre Ziele sind eher idealistisch, weniger 
materialistisch. Sie streben nicht bloß nach Wirt-
schaftswachstum, sondern nach mehr Lebensqualität. 
Für sie ist nicht nur das materielle Wohlergehen, son-
dern auch die Persönlichkeitsentwicklung ein Maß für 
Fortschritt. 

Die bürgerrechtlich orientierten CSOs richten ihre 
Aufmerksamkeit oft über nationale Grenzen hinaus, 
die ethnisch orientierten im Allgemeinen auf bestimm-
te Regionen. Manchmal sind die Interessen ethnischer 
CSOs denen der EU komplementär, manchmal entge-

gengesetzt. Das Motto der EU ist »Einheit in Vielfalt«, 
die oft insularen Subkulturen Europas sind hingegen 
vielfach xenophob und fürchten die Auswirkungen der 
Europäisierung und Globalisierung. Während die bür-
gerrechtlich orientierten CSOs eher kosmopolitisch 
sind, verhalten sich lokale Subkulturen oft defensiv bis 
reaktionär und errichten eher Mauern, als welche nie-
derzureißen. 

Das Problem bei vielen Subkulturen Europas ist, 
dass ihre Geschichte aufs Engste mit dem Territorium 
verbunden ist. In einer globalisierten Welt der ver-
schwindenden Grenzen und zunehmenden Mobilität 
fühlen sich die territorialen Subkulturen oft bedroht. 
Ihre Ängste richten sich vielfach gegen Emigranten 
und Asylsuchende, die sie als Gefahr für ihre eigene 
kulturelle Identität betrachten. Das Gefühl, »unter-
wandert« zu werden, mündet oft in Ausländerhass und 
ultrarechten politischen Bewegungen. 

Andere Subkulturen jedoch, vor allem Minderhei-
ten im Rahmen einer umfassenderen Kultur, die die 
nationale Identität stiftet, haben Gründe, mit der EU 
gemeinsame Sache zu machen. Die Schotten und Ka-
talanen beispielsweise sehen in der EU eine Art Ret-
ter. Teil einer großen, transnationalen politischen Kör-
perschaft zu sein verschafft ihnen innerhalb ihrer ei-
genen Nationen mehr Spielräume. Heute können an 
bestimmte Regionen gebundene Kulturen oft die nati-
onalstaatlichen Zwänge überwinden und auf EU-
Ebene politische, wirtschaftliche und soziale Bezie-
hungen knüpfen, was ihnen mehr Unabhängigkeit vom 
Nationalstaat gibt. 

Die Architekten der EU betrachteten kulturelle 
Gruppierungen als potenzielle Alliierte und eröffneten 
ihnen direkte politische Kanäle, um den Einfluss der 
nationalstaatlichen Gegenspieler zurückzudrängen. 
Antonio Ruberti, der frühere EU-Kommissar für Wis-
senschaft, Forschung, technische Entwicklung und 
Bildung, brachte die zwiespältigen Gefühle hinsicht-
lich des Status lokaler Kulturen auf den Punkt: »Die 
europäische Diversität ist zwar in mancherlei Hinsicht 
ein Handicap, größtenteils aber stellt sie eine 
>Trumpfkarte< dar.«12 

Die bürgerrechtlichen und die ethnischen Gruppen 
überlappen sich oft und haben gemeinsame Ziele. 
Beispielsweise unterstützen Menschenrechts-
organisationen den Kampf der Tibeter um ihre Identi-
tät und Autonomie gegenüber der politischen Unter-
drückung durch die Chinesen. Genauso oft arbeiten 
Bürgerrechts- und ethnische Gruppen aber gegenein-
ander, weil Erstere letztlich die globalen Interessen 
freier Individuen vertreten, Letztere aber die eher 
traditionellen Interessen von Gemeinschaften. Bei-
spielsweise praktizieren einige Kulturgruppen in Afri-
ka noch immer die weibliche Genitalverstümmelung 
als Initiationsritus, Frauengruppen der Ersten und 
Dritten Welt aber wollen diese Praxis beenden, weil 
sie das Grundrecht der Frauen auf Selbstbestimmung 
über ihren Körper verletzt und ihrer Ansicht nach ein 
Mittel der Unterdrückung von Frauen durch Männer 
ist. 



Der Europäische Traum ist so interessant und prob-
lematisch zugleich, weil er sowohl die allgemeinen 
Menschenrechte als auch die kleinräumigeren kultu-
rellen Rechte unter demselben politischen Dach zu-
sammenbringen will. Das ist etwas ganz anderes als 
die Agenda des Nationalstaats, dessen Ziele auf den 
Schutz des Privateigentums und der bürgerlichen Frei-
heit sowie auf die Assimilierung oder Integration kul-
tureller Subgruppen im Rahmen der nationalen Identi-
tät begrenzt waren. Sich des Multikulturalismus und 
der Menschenrechte zugleich anzunehmen ist nicht 
einfach. Kulturelle Gemeinschaften wurzeln in der 
Familie, der Sippe oder der gemeinsamen Religion 
und sind im Allgemeinen lokal verankert. Menschen-
rechtsbewegungen agieren hingegen universell. Sie 
betonen das Individuum, nicht die Gruppe. Ihr Akti-
onsraum ist die Biosphäre, nicht ein bestimmtes Terri-
torium. 

Europa muss sich fragen, ob seine Bürger ihr Sin-
nen und Trachten vom Partikularen auf das Universel-
le und vom Lokalen auf das Globale richten können. 
Ist Koexistenz und sogar Wohlstand angesichts so vie-
ler unterschiedlicher Loyalitäten möglich? Kann man 
Katalane sein und gleichzeitig Spanier, Europäer und 
Weltbürger? Je mehr sich lokale Kulturen von den 
nationalen, transnationalen und globalen Kräften be-
droht fühlen, desto eher werden sie ihre Kulturen als 
zu verteidigenden »Besitzstand« betrachten und in die 
alte »mein oder dein«-Mentalität zurückfallen. Je 
mehr sie andererseits die Europäisierung und Globali-
sierung als Möglichkeit begreifen, sich vom alten Joch 
des Nationalstaats zu befreien und unabhängiger zu 
werden, desto eher werden sie ihre Kultur als »Ge-
schenk« sehen, das man mit anderen teilt, sodass sie 
mit anderen eher kooperative statt konfrontative Be-
ziehungen eingehen werden. Zum Bild des »Netz-
werks Europa« passt das zweite Szenario natürlich 
besser. 

Welcher Kurs wird eingeschlagen? Im Moment 
sind noch beide Kulturtrends, der xenophobe und der 
pluralistische, mit im Spiel. Die Zukunft hängt we-
sentlich davon ab, ob ethnische und Bürgerrechtsinte-
ressen eine gemeinsame Basis miteinander und mit der 
EU finden, die sich von der Lokalität bis zur Transna-
tionalität erstreckt. Wenn die EU das Zusammenfüh-
ren dieser unterschiedlichen Interessen in europawei-
ten Netzwerken erleichtern kann, ist der Weg zu einer 
neuen Art von Politik, die den Herausforderungen der 
Globalisierung besser angepasst ist, bereitet. Der Er-
folg des Europäischen Traums hängt in erheblichem 
Maß davon ab, dass kulturelle Identität, allgemeine 
Menschenrechte und das europäische Regierungssys-
tem sich nahtlos miteinander vernetzen lassen. 

Die neue Partnerschaft zwischen der EU und zivil-
gesellschaftlichen Organisationen wird schwer zu ma-
nagen sein. Wir müssen bedenken, dass CSOs oft mit 
der Regierung hinsichtlich der offiziellen Politik über 
Kreuz liegen. Regierungen wiederum sehen CSOs als 
Bedrohung ihrer Autorität und versuchen, deren 
Glaubwürdigkeit und Legitimität zu untergraben. 

Es überrascht daher nicht, dass die EU den dritten 
Sektor nicht immer mit offenen Armen empfangen 
hat. Erst der unablässige öffentliche Druck und die 
Mobilisierung öffentlicher Unterstützung für ihre Zie-
le hat den CSOs Anerkennung und einen Platz in der 
offiziellen politischen Debatte eingebracht. 

Der frühere UN-Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali charakterisiert zivilgesellschaftliche Organisati-
onen und Bewegungen als »eine Grundform von 
Volksvertretung in der heutigen Welt«. Er sagt: »Ihre 
Partizipation an internationalen Beziehungen ist in 
gewisser Weise ein Garant der politischen Legitimität 
dieser internationalen Organisationen.«13 

Boutros-Ghalis Ansicht findet viel Zustimmung, ist 
aber mancherorts auch umstritten. Die UN-
Generalversammlung lässt bei internationalen Tagun-
gen mehr Einflussmöglichkeiten seitens CSOs zu; der 
UN-Sicherheitsrat blockt eine Beteiligung der Zivilge-
sellschaft genauso ab wie die WTO. Globale 
Organisationen wie die Weltbank und der IWF geben 
zwar Lippenbekenntnisse zugunsten der CSOs ab, 
grenzen ihre Beteiligung aber auf die reiner Ratgeber, 
oft mehrere Schritte vom Entscheidungsprozess ent-
fernt, ein. Die Regierungen auf nationaler, regionaler 
und lokaler Ebene betrachten die formelle Zulassung 
von CSO-Beteiligung ebenfalls ambivalent. Die 
meisten würden den CSOs lieber die Funktion der 
Überwachung und des Feedbacks sowie der Mobi-
lisierung von Unterstützung für Regierungsinitiativen 
zuweisen, wobei die formelle Partnerschaft auf ein 
Dienstleistungsverhältnis beschränkt wäre. Die CSOs 
selbst wollen verständlicherweise unmittelbar an 
Entscheidungen als Gleichberechtigte mitwirken. Die 
Spannungen zwischen den beiden Sektoren entladen 
sich oft auf der Straße. Protestaktionen bei politischen 
Konferenzen und Treffen auf globaler, europäischer, 
nationaler und regionaler Ebene haben in den letzten 
Jahren drastisch zugenommen. Die Ambivalenz bei 
den Regierenden und Frustration und Wut bei den 
Aktivisten haben viel damit zu tun, dass ihre politi-
schen Programme nicht zusammenpassen. Transna-
tionale zivilgesellschaftliche Bewegungen kämpfen 
für die Anerkennung der universellen Rechte von 
Individuen - und auch der Natur - in Form interna-
tionaler Gesetze und wollen die Regierungen auf die 
Einhaltung dieser Gesetze verpflichten. Letztlich ist es 
ihr Ziel, eine neue, planetarische politische Ebene zu 
schaffen, auf der Individuen und die Natur direkt in 
globale Abkommen und Konventionen eingebunden 
sind. Am anderen Ende nagen subkulturell orientierte 
zivilgesellschaftliche Organisationen an der nationalen 
Souveränität. Ständig suchen sie nach neuen Mög-
lichkeiten für größere regionale und lokale Autonomie 
und nach Mitbestimmungsrechten bei Entscheidungen, 
die ihre Gemeinschaften betreffen. Die National-
staaten merken, dass beide Arten von CSOs ihre 
Souveränität und Hegemonie bedrohen, und versu-
chen, sie entweder zu absorbieren oder zu ignorieren. 

Die Europäische Union hingegen beweist mehr Of-
fenheit, wenn es darum geht, die Zivilgesellschaft in 



die politische Sphäre zu integrieren, auch wenn es in 
Brüssel Widerstandsnester gegen die Vorstellung gibt, 
den CSOs mehr Beteiligung einzuräumen. Der Grund 
für die größere Bereitschaft der EU ist, dass zivilge-
sellschaftliche Organisationen ihr an der Basis zu 
jener Glaubwürdigkeit verhelfen, die Brüssel dringend 
braucht, um seine Legitimität in dieser zwischen loka-
len, nationalen, regionalen und globalen Kräften zer-
rissenen Welt aufrechtzuerhalten. 

Edelman PR, eine weltweit führende Public-
Relations-Firma, stellte kürzlich bei einer Umfrage 
fest, dass vor allem in Europa CSOs bei öffentlichen 
Meinungsmachern mehr Ansehen und Vertrauen ge-
nießen als der wirtschaftliche oder der staatliche Sek-
tor. 41 Prozent der europäischen Meinungsführer wer-
teten CSOs als positiv, aber nur 28 Prozent die Wirt-
schaft und bloße 17 Prozent die Regierung.14 In den 
USA hingegen standen 40 Prozent der Wirtschaft 
positiv gegenüber, 46 Prozent den politischen Institu-
tionen und nur 34 Prozent den CSOs.15 

Auch beim Vertrauen liegen CSOs bei den europäi-
schen Meinungsführern vor Wirtschaft und Staat. Die 
Zahlen sind beeindruckend: 51 Prozent vertrauen 
CSOs, nur 41 Prozent der Wirtschaft und magere 26 
Prozent der Regierung. In den USA vertrauen wieder-
um die Meinungsführer mehr der Regierung und der 
Wirtschaft als den CSOs, aber die Unterschiede zwi-
schen den drei Sektoren sind nur gering.16 Andere 
Umfragen erbrachten ähnliche Befunde. 

Es ist also nicht schwer, zu verstehen, warum die 
EU zumindest versuchsweise die Vorstellung begrüßt, 
CSOs an europäischen Politiknetzwerken zu beteili-
gen. CSOs erfreuen sich großer öffentlicher Unterstüt-
zung und bringen in den politischen Prozess ein neues 
Moment von partizipatorischer Demokratie ein. Der 
EU wird oft vorgeworfen, sie baue ihre »demokrati-
schen Defizite« nicht genügend ab. Da die europäische 
Öffentlichkeit Umfragen zufolge die EU nur lauwarm 
unterstützt, können die Bürokraten in Brüssel nur 
gewinnen und haben wenig zu verlieren, wenn sie 
CSOs als Partner in europaweite Politiknetzwerke 
aufnehmen. Genauso wichtig sind CSOs als sozialer 
Motor der kulturellen Vielfalt in der EU und zur Mo-
bilisierung öffentlicher Unterstützung. Sie sind sowohl 
in ihre territorialen Gemeinschaften eingebettet als 
auch mit ihren Aktivitäten über regionale und auch 
EU-Grenzen hinaus miteinander verbunden. Sie arbei-
ten lokal, transnational und global und sind damit ein 
entscheidender Partner einer regulativen EU, die so-
wohl die kulturelle Vielfalt als auch die Menschen-
rechte voranbringen will. 

Zugleich wird klar, dass in einer zunehmend von 
globalen Unternehmensinteressen dominierten Welt 
Regierungen auf jeder Ebene -städtischer, regionaler, 
nationaler und transnationaler - tiefgreifend mit zivil-
gesellschaftlichen Organisationen verbundene Politik-
netzwerke etablieren müssen, wenn sie genügend poli-
tische Macht aufbieten wollen, um ein wirkungsvolles 
Gegengewicht zur Wirtschaftssphäre darzustellen. 
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